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Die aktuellen Rüstungsexportberichte dokumentieren die fortgesetzte Beihilfe  

der Bundesregierung zu Menschenrechtsverletzungen und zu Mord

Von Jürgen Grässlin

Die neuen Jahresberichte zum staatlich genehmigten Rüstungsexport doku-
mentieren für 2016 und für die ersten vier Monate 2017 eines: Die Bundes-
regierung exportiert weiterhin hemmungslos Kriegswaffen an Unterdrü-
cker und Diktatoren, an Menschenrechtsbrecher und Warlords. Diese Politik 
ist weder christlich noch sozial. Denn sie hält Unterdrücker an der Macht, 
ermöglicht das fortgeführte Morden mit deutschen Kriegswaffen auf den 
Schlachtfeldern in aller Welt und zwingt zahllose Menschen zur Flucht.

Einmal mehr kleidete die Bundesre-
gierung die Publikation des aktuel-
len Rüstungsexportberichts 2016 

und – des lobenswert früh publizierten 
– Rüstungsexportberichts 2017 für Janu-
ar bis April in wohlfeile Worte. So über-
schreibt das Bundeswirtschaftsministe-
rium die Publikation seiner Datensamm-
lungen mit dem Postulat: „Für eine zu-
rückhaltende und verantwortungsvolle 
Rüstungsexportpolitik“. 

In der umfassenden Selbsteinschät-
zung folgen Formulierungen wie: Rüs-
tungsexporte seien „kein Mittel der 
Wirtschaftspolitik und keine Exporte 
wie alle anderen“. Die Bundesregierung 
habe sich „in diesem sensiblen Bereich 
besonders strenge Regeln auferlegt und 
verfolgt eine äußerst restriktive Geneh-
migungspolitik“. Stets bedürfe der Ex-
port von Rüstungsgütern „einer Geneh-
migung“, die wohlgemerkt „erst nach 

eingehender Einzel-
fallprüfung erteilt“ 
werde. Dabei lege 
die Bundesregierung 
„besonderes Augen-
merk darauf, dass die 
Güter nicht für Men-
schenrechtsverlet-
zungen missbraucht 
werden oder zur Ver-
schärfung von Kri-
sen beitragen“ – und-
so -weiter -u nd - so -
fort.

Wer als Rüstungs-
kritiker derlei Sätze 
liest, könnte schluss-
folgern: Diese Bun-
desregierung hat 
nach jahrzehntelan-
ger Rüstungsexport-
förderungspol it i k 
endlich erkannt, dass 
Schluss sein muss 
mit der Legalisierung 
von Waffenexporten 
durch ihre Ausfuhr-
genehmigungen – an  
menschenrechtsver-
letzende und krieg-
führende Staaten, al-
len voran an Dritt-
länder in Krisen- und 
Kriegsgebieten.

Doch wie weit Wunsch und Wirk-
lichkeit, Dichtung und Wahrheit ausei-
nanderliegen, zeigen die folgenden Kur-
zanalysen.

Wahrheit Nr. 1: Mehr als die 
Hälfte der Exporte gehen ver-
botener Weise in Drittländer

De jure sind Rüstungsexporte an EU-Län-
der, Nato-Staaten und Nato-gleichgestell-
te Staaten erlaubt. Bezüglich der wei-
teren Länder – „Sonstige Länder“ oder 
auch „Drittländer“ genannt – geben die 
„Politischen Grundsätze der Bundesre-
gierung für den Export von Kriegswaf-
fen und sonstigen Rüstungsgütern“ eine 
klare Vorgabe: So wird der Export von 
Kriegswaffen, der nach Kriegswaffen-
kontrollgesetz (KWKG) und nach Au-
ßenwirtschaftsgesetz (AWG)   genehmi-

sei denn, dass im Einzelfall besondere 
außen- oder sicherheitspolitische Inter-
essen der Bundesrepublik Deutschland 
unter Berücksichtigung der Bündnisin-
teressen für eine ausnahmsweise zu er-
teilende Genehmigung sprechen“.

Ausdrücklich werden der „Einzelfall“ 
und eine „ausnahmsweise“ Genehmi-
gung vorgeschrieben. Die Wahrheit aber 

-
tungsexportberichten der Bundesregie-
rung. Der Rüstungsexportbericht 2016 
verrät, dass allein 2016 im Bereich der 
„Einzelgenehmigungen“ 53,6 Prozent 
der Genehmigungen für Waffentransfers 
an Drittländer erteilt wurden. 

Summa summarum sind die Ausfuhr-
genehmigungen in Höhe von 3,67 Milli-
arden Euro. Die maßgeblichen Ausfuh-
ren an Drittländer betrafen die Geneh-
migung einer Fregatte für die Marine 
Algeriens, vermeintlich „zivile“ Mehr-
zweckhubschrauber „mit militärischen 
Einbauten“ u.a. für Grenzsicherungsein-
sätze in Saudi-Arabien und die für die 
Auslieferung eines weiteren U-Bootes an 
die Marine Ägyptens.

Der in diesem Jahr lobenswert früh 
publizierte Rüstungsexportbericht 2017  
verriet inhaltlich gleichsam nichts Gu-
tes: Für Januar bis April dieses Jahres 
genehmigte die Bundesregierung gar 
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Heckler & Koch (H&K) – gemessen an 
den Opferzahlen Deutschlands todbrin-
gendstes Unternehmen – ist in eine Ak-
tiengesellschaft umgewandelt worden. 
Die H&K AG wurde als sogenanntes 
„Mutterunternehmen des Konzerns“ ins 
Handelsregister des Amtsgerichts Stutt-
gart mit der Nr. HRB 748522 eingetra-
gen. Der Sitz der Waffenschmiede ist 
Oberndorf am Neckar, wo auf dem Lin-
denhof nach dem Zweiten Weltkrieg das 
Stammwerk errichtet worden ist. 

Die Gründung der Aktiengesellschaft 
ermöglicht auch Konzernkritikern den 
Kauf jeweils einer (oder mehrerer) Ak-
tie(n), sobald freie Anteilscheine auf 
dem Markt erhältlich sind. Die allermeis-
ten Aktien sind nicht frei erwerbbar. 
Deshalb ruft das RüstungsInformations-
Büro (RIB e.V.) alle Kritiker*innen tod-
bringender H&K-Rüstungsexporte zum 
Kauf einer Aktie und gerne auch zum 
Besuch der kommenden Hauptversamm-
lung Mitte August auf. Für H&K-Aktio-
när*innen, die nicht an der HV teilneh-
men können, besteht die Möglichkeit 
der Stimmrechtsübertragung.

Hintergrund der Gründung der H&K 
AG ist die dramatische Finanzlage des 
Unternehmens. Weiterhin hängt wo-
möglich das Damoklesschwert über 
dem Oberndorfer Unternehmen, denn 
im Jahr 2018 endet eine Firmenanleihe 
über 295 Millionen Euro. Jahr für Jahr 
muss H&K 9,5 Prozent an Zinsen zahlen 
– viel Geld für ein mittelständisches Un-
ternehmen.

H&K will den Schuldenberg mini-
mieren. Auf der kommenden Hauptver-
sammlung soll ein Großaktionär, ver-
mutlich der Investor Andreas Heeschen, 
„zunächst ein Darlehen über 50 Millio-
nen Euro bereitstellen, das aber in Akti-
en umgewandelt werden soll“, schreibt 
das Handelsblatt. Die Anzahl der Aktien 
steige durch die Kapitalerhöhung von 
bisher gut 20 Millionen um ein Drittel. 

Theoretisch liegen die neuen Aktien mit 
7,60 Euro pro Stück auf einem äußerst 
geringen Niveau. (Handelsblatt online 
vom 06.07.2017) Dieser Preis für eine 

-
zeit rund 170 Euro, was bedeutet, dass 
der Kurs nach explosionsartigem An-
stieg sogar gefallen ist.

Monatelang war es nicht möglich, 
eine H&K-Aktie auf dem freien Markt zu 
erwerben, im Moment geht es aber wie-
der! Aktivist*innen des RIB e.V. haben 
die günstige Situation zum Kauf einiger 
H&K-Aktien genutzt. Wir wollen also auf 
der kommenden Hauptversammlung am 
15. August in Sulz am Neckar erstmals 
präsent sein, die Nichtentlastung von 
Vorstand und Aufsichtsrat fordern und 
kritische Fragen stellen. Gerne koordi-
nieren wir beim RIB die Gründung der 
Kritischen Aktionär*innen Heckler & 
Koch. Bitte meldet euch bei mir, wenn 
ihr mitmachen wollt (graesslin@dfg-vk.
de).

Bei allen organisatorischen Fragen 
zum Kauf einer H&K-Aktie hilft Stephan 
Möhrle, unser Büroleiter im RIB und 
Kampagnenvertreter der DFG-VK bei 
der „Aktion Aufschrei - Stoppt den Waf-
fenhandel!“, gerne weiter. Dies ist auf-
wändiger als bei einem an einer deut-
schen Börse notierten Unternehmen, 
da Käufer einer H&K-Aktie bei der Eu-
ronext-Börse in Paris tätig werden müs-
sen. Dort ist die Aktie unter ISIN DE-
000A11Q133 im Freiverkehr („Marché 
Libre“) notiert. Ursprünglich wurden 
in Paris lediglich 5000 der 21 Millionen 
H&K-Aktien zum Verkauf angeboten – 
also bitte nicht nachlassen, wenn gerade 
keine freien Aktien verfügbar sind und 
der Kauf nicht gleich klappt!

Kontakt: moehrle@rib-ev.de oder 
moehrle@dfg-vk.de, Tel. 0152-22 63 65 31

Jürgen Grässlin ist RIB-Vorsitzender 

und DFG-VK-Bundessprecher.

Kriegswaffenexporte an Drittländer in 
Höhe von 54,3 Prozent am Gesamtvolu-
men – ein nochmals gesteigerter Wert 
gegenüber 2016.

Auf den Punkt gebracht: 2016 wur-
den mehr als 53 Prozent und 2017 mehr 
als 54 Prozent der Genehmigungen – in 
beiden Fällen mehr als die Hälfte! – für 
Kriegswaffenlieferungen in Drittländer 
erteilt. Der vorgeschriebene „ausnahms-
weise“ „Einzelfall“ ist längst zum Regel-
fall verkommen. Permanent bricht die 
CDU/CSU-SPD-geführte Bundesregie-
rung ihre eigenen Vorgaben. Sie geneh-
migt – widerrechtlich – Rüstungsexpor-
te an Staaten in Krisen- und Kriegsgebie-
ten.

Wahrheit Nr. 2: Weiterhin 
Exporte an menschenrechts-
verletzende Staaten 

Entgegen aller gegenteiliger Verspre-
chungen des vormaligen Bundeswirt-
schaftsministers Sigmar Gabriel ist die 
Liste der Länder lang, an die trotz mas-
siver Menschenrechtsverletzungen mit 
Genehmigung des Bundessicherheitsra-
tes  Kriegswaffen geliefert werden konn-
ten. Pars pro toto seien genannt: 2016 er-

Kampfhubschrauber, Algerien Trans-

RBS-15, Indonesien Kampfpanzer Leo-
pard 2 und Schützenpanzer Marder, Ka-
tar gleichsam Leopard-2-Kampfpanzer 
und Panzerhaubitzen 2000 – und so wei-
ter und so fort.

Mit Waffen wie diesen können bei 
gewaltsamen Auseinandersetzungen 
schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen werden (siehe zudem die Pro-
blematik der „Kleinwaffen“). Eine posi-
tive Änderung der Ausfuhrpolitik ist un-
ter der neuen Bundeswirtschaftsminise-
rin Brigitte Zypries 2017 nicht erkenn-
bar.

Wahrheit Nr. 3: Weiterhin 
Rüstungsexporte an 
kriegführende Staaten 

Dank der seit 2005 währenden Kriegs-
waffen-Exportgenehmigungen seitens 
des Bundessicherheitsrates unter Füh-
rung von Bundeskanzlerin Angela Mer-

– schweres Gerät, Kleinwaffen bzw. Rüs-
tungsgüter – im Einsatz in den Kriegs-
gebieten Afghanistan, Libyen, Mexiko, 
Türkei und Irak. 2016 zählten Saudi-Ara-
bien (mit einem Genehmigungswert von 
529 Millionen Euro), Ägypten (400 Mil-
lionen Euro) und die Vereinigten Arabi-

schen Emirate (169 Millionen Euro) zu 
den Top Ten der Empfängerländer deut-
scher Kriegswaffen, obwohl die Streit-
kräfte aller drei Staaten Krieg im Jemen 
führten.

Mit ihren Exportgenehmigungen für 
Waffen und Rüstungsgüter an kriegfüh-
rende Staaten leisten die Kanzlerin und 
ihre acht Minister im Bundessicherheits-
rat 2016 bzw. 2017 genehmigt vielfach 
Beihilfe zu Mord (siehe meine Titelge-

schichte in der ZivilCourage 5/2016, 

Seite 4 ff.: „Rüstungsexport ist oft Bei-

hilfe zu Mord“). 

Wahrheit Nr. 4: 
Drastische Steigerung 
von Kleinwaffenexporten

Unstrittig sind Kleinwaffen – z.B. Pisto-
len, Maschinenpistolen, Sturmgeweh-
re, Scharfschützengewehre – die Waf-
fen, mit denen am meisten Menschen 
getötet oder traumatisiert werden. Zwei 
Drittel aller Kriegstoten sind Gewehrto-
te. Einer der ganz wenigen Erfolge der 
schwarz-roten Bundesregierung war es 
nach 2013, den Transfer von Kleinwaf-
fen drastisch zu reduzieren.

Mitmachen bei den Kritischen Aktionär*innen Heckler & Koch!

Antimilitarismus



Nr. 3 – August 201712

2016 und 2017 ist diese Tendenz mas-
siv gebrochen: Die Genehmigungen für 
den Kleinwaffenexport wurden von 
2015 auf 2016 um dramatische 47 Pro-
zent gesteigert. Der Wert der Kleinwaf-
fengenehmigungen für die besonders 
problematischen Drittländer stieg von 
14,49 im Jahr 2015 auf 16,4 Millionen 
Euro im letzten Jahr.

Schlimmer noch ist die Tendenz für 
die ersten vier Monate 2017. So verfünf-
zehnfachte die Bundesregierung den 
Transfer von Kleinwaffen in Drittlän-
der von 51 597 Euro auf 7 831 969 Euro 
im Vergleichszeitraum Januar bis April 
2016 zu 2017. Müßig zu erwähnen, dass 
die Zahl der Empfängerländer mit Men-
schenrechtsverletzungen und Kriegen 
bei Kleinwaffenexporten hoch ist.

Was wir aus dem Fall 
Schweden lernen sollten

Auch in anderen europäischen Ländern 
regt sich zunehmend eine kritische Ge-
genöffentlichkeit, so auch im skandina-
vischen Raum, wo sich eine spannende 
Entwicklung abzeichnet. In Europa sieht 
sich – neben Deutschland – allen voran 
Schweden gerne als ein Land, das ak-
tiv für Frieden und Freiheit, Menschen-
rechte und Humanität eintritt. Dessen 
ungeachtet fallen die Regierungen bei-
der Länder bisher eher durch eine skru-
pellose Rüstungsexportpolitik als durch 
Waffenhandelsverbote auf. Ungehemmt 
liefern deutsche wie schwedische Waf-
fenschmieden bislang Kriegswaffen 
selbst an diktatorische Staaten wie Sau-
di-Arabien, in denen staatliche Sicher-
heitskräfte schwere Menschenrechtsver-
letzungen begehen. 

Schweden gilt gar als drittgrößter 
Waffenexporteur pro Kopf unter den In-
dustrienationen – weltweit. Jetzt aber 
zeichnet sich ein Umschwung in der 
Rüstungsexportpolitik des Landes ab: 
Wenigstens teilweise soll die bislang 
skrupellose Rüstungsexportpolitik be-
grenzt werden. So hat die rot-grüne Min-
derheitsregierung in Stockholm inzwi-
schen einige für die schwedische Rüs-
tungsindustrie folgenschwere Vorgaben 
verfügt – wohlgemerkt nach einer Eini-
gung mit der bürgerlichen Opposition. 
Die Verschärfung der Gesetzgebung im 
Bereich der Waffenexporte wird ab dem 
1. April 2018 gelten. 

Fortan will die Stockholmer Regie-
rung weitere Waffentransfergenehmi-
gungen vom Demokratisierungsgrad des 
Empfängerlandes abhängig machen. So 
werden „grobe Mängel im demokrati-
schen Status“ des Empfängerlandes zu-

künftig einen maßgeblichen Grund zur 
Exportuntersagung darstellen. Die Ar-
beitsgruppe zur Verschärfung der Rüs-
tungsexportgesetze gibt vor, dass die 
Wahrung von Menschenrechten bei 
der Erteilung von Exportlizenzen stär-
ker berücksichtigt wird. In Zukunft sol-
len nicht erst „grobe Verletzungen“ von 
Menschenrechten als Untersagungs-
grund ausreichen, sondern bereits „erns-
te und umfassende“ Verstöße.

Derlei Vorgaben existieren seit der 
Jahrtausendwende auch in Deutsch-
land. In den Politischen Grundsätzen 
zum Rüstungsexport hatte die damali-
ge rot-grüne Bundesregierung die Men-
schenrechtsfrage im Empfängerland zu 
einem zentralen Grund für die Bewilli-
gung bzw. Verweigerung von Rüstungs-
exportgenehmigungen erhoben. Aller-
dings sind die seit Januar 2000 bis heu-
te geltenden Grundsätze eben lediglich 
eine politische Richtschnur für das Han-
deln der jeweiligen Bundesregierung – 
sie sind jedoch weder rechtlich bindend 
noch einklagbar. 

In der rechtlichen Verbindlichkeit 
wird sich in Schweden einiges ändern. 
„Ich bin sehr froh über die Verschär-
fung“, erklärte Allan Widman, der ver-
teidigungspolitische Sprecher der Libe-
ralen. Seine Partei habe seit über einem 
Jahrzehnt „die Frage nach einem Demo-
kratiekriterium bei Waffenexporten vo-
rangetrieben“. Allerdings werden Waf-
fenexporte an Diktaturen damit nicht 
gänzlich verboten sein. Letztlich wird – 
auch nach Inkraftsetzen der neuen Ex-
portkriterien – das Gesamtbild des Emp-
fängerlandes ausschlaggebend sein. 

Zu Recht monieren sowohl schwedi-
sche Friedensorganisationen als auch die 
Linkspartei, dass die Gesetzesverschär-
fung nicht weit genug greift. Weiterhin 
fehle das Entscheidende: „ein absolutes 
Verbot von Waffenexporten an alle Dik-
taturen“, kritisiert der Linken-Chef, Jo-
nas Sjöstedt. Ganz anders die Lobby der 
Rüstungsindustrie, der die Neuregelung 
viel zu weit geht. Schließlich hänge das 
Überleben der Rüstungskonzerne – wie 
Saab (laut dem schwedischen Friedens-
forschungsinstitut Sipri 2015 auf Platz 
33 der hundert größten Waffenkonzerne 
der Welt) vom Export ab. 

Noch immer zählt die schwedische 
Rüstungsindustrie zu den Kriegsge-
winnlern. Im Jahr 2016 steigerten Saab 
& Co. ihren Umsatz gegenüber dem Vor-
jahr um unglaubliche 45 Prozent und da-
mit auf (umgerechnet) rund 1,12 Milliar-
den Euro. Die schwedische Rüstungsin-
dustrie exportierte 2016 Kriegswaffen 
an 56 Länder, allen voran an Norwegen, 

die USA und Brasilien. Letztlich darf be-
zweifelt werden, dass die schwedische 
Rüstungsindustrie Schlimmes befürch-
ten muss. Wenn der nächste Großexport 
in eine Diktatur ansteht. Können auch 
in Zukunft sicherheitspolitische Aspek-
te höher gewichtet werden als die Men-
schenrechtsfrage?

Was also bedeutet der halbgare Be-
schluss der rot-grünen Regierung Schwe-
dens, der gemeinsam mit der konservati-
ven Opposition gefasst worden ist, für 
die anstehende Diskussion in Deutsch-
land? Bei dem zu verabschiedenden neu-
en Rüstungsexportgesetz müssen die 
Formulierungen klar und scharf gegen 
Waffenhandel sein.

Aktionskonferenz der 
Aufschrei-Kampagne in Kassel

Die Kampagne „Aktion Aufschrei – 
Stoppt den Waffenhandel!“, bei der 
die DFG-VK als Gründungsorganisati-
on mit dabei ist, lädt zum Mitmachen 
bei zahlreichen Aktivitäten im Bundes-
tagswahlkampf ein. (Siehe hierzu mei-

nen Beitrag „Rüstungsexportverbot im 

Bundestagswahlkampf“ in der Zivil-
Courage Nr. 2/2017, Seite 10 f.) 

Wir müssen seitens der Auf-
schrei-Kampagne den Druck auf die der-
zeitige und die kommende Bundesre-
gierung massiv erhöhen. Zentrale Zie-
le sind – neben besagtem strikten Rüs-
tungsexportgesetz – der Stopp von Rüs-
tungsexporten an menschenrechtsver-
letzende und kriegführende Staaten so-
wie Exportverbote für Kleinwaffen, Mu-
nition, Lizenzvergaben und staatliche 
Bürgschaften für Rüstungsexporte. Die 
Umstellung der Rüstungsindustrie auf 
nachhaltige zivile Produkte (Rüstungs-
konversion) muss unumkehrbar einge-
leitet werden. Zudem wollen wir unsere 
Kampagne an konkreten Ansatzpunkten 
internationalisieren.

Terminhinweis 

Zur Vorbereitung dieser und weiterer 
Kampagnenziele für die kommende Le-
gislaturperiode (2017 bis 2021) treffen 
sich die Mitglieder im Trägerkreis und 
im Aktionsbündnis der Aufschrei-Kam-
pagne zur Aktionskonferenz am 31. Ok-
tober und 1. November in Kassel.

Jürgen Grässlin ist DFG-VK-Bundes-

sprecher. Weitere Hinweise und In-

formationen sind erhältlich auf der 

Homepage der Aufschrei-Kampagne: 

www.aufschrei-waffenhandel.de
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Im kommenden Jahr wird sich bislang 
Einmaliges in Deutschland zutra-
gen: Die Anti-Rüstungsexportbewe-

gung verbündet sich mit Kulturschaffen-
den und Sportler*innen in der Republik. 
Maßgeblich organisiert wird der Staf-
fellauf gegen Rüstungsexporte von der 
DFG-VK – vom Bundesverband über den 
Landesverband Baden-Württemberg bis 
hin zu mehreren Ortsgruppen. Eng ist 
die Zusammenarbeit mit dem Rüstungs-
InformationsBüro e.V., wobei das RIB 
auch die Website www.frieden-geht.de 
verwaltet.  

Nach dem äußerst erfreulichen und 
dynamischen ersten bundesweiten Tref-
fen mit Aktiven aus fünf verschiede-
nen Bundesländern konnten Mitte Juni 
in Frankfurt am Main viele neue krea-
tive Impulse gesetzt werden. Auch die 
Wegstrecke steht, begleitende Veranstal-
tungen zeichnen sich vielerorts immer 
konkreter ab. 

21. Mai bis 2. Juni 2018

21. Mai 2018 mit Start und Aktion in 
Oberndorf bis zum 2. Juni mit Ankunft 
und Aktionen in Berlin. Passiert wer-
den unter anderem Furtwangen, Frei-
burg, Offenburg, Karlsruhe, Mannheim, 
Frankfurt, Fulda, Kassel, Eisenach, Er-
furt, Jena, Halle, Magdeburg und Pots-
dam. Unser Kreis aus verschiedenen 
Trägerorganisationen plant, dass die 
Wegstrecke im Gehen und Joggen sowie 
als Halb- und Marathonläufe zurückge-
legt wird. Diskutiert werden auch wei-
tere Fortbewegungsarten (z.B. Fahrrad-
begleiter).

Möglich und erwünscht sind Stern-
märsche, beispielsweise vom Bodensee 
(wg. der Rüstungsregion mit BGT Diehl 
Defence etc.), aus Bayern (Airbus mit Eu-
rocopter, MBDA etc.), Hessen (Bundes-
ausfuhramt in Eschborn), NRW (Rhein-
metall, „ThyssenKrupp“ etc.), Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern (Werftenindustrie TKMS etc.).

Das Besondere dieses Laufes wird, 
sein, dass wir an den Wegstationen von 
Friedensfreund*innen empfangen wer-
den, die gemeinsam mit Kulturschaffen-
den kreative Aktionen und Happenings 

aller Art veranstalten – der Fantasie 
sind keine Grenzen gesetzt. Frieden-
spolitische und kulturelle Großaktio-
nen sind bislang für die Waffenstadt 
Oberndorf (Heckler & Koch, Rhein-
metall/Mauser-Werke), Kassel (Krauss 
Maffei Wegmann) und Berlin (Bun-
destag, Bundeskanzleramt, 
Bundeswirtschaftsministeri-
um, Brandenburger Tor) ge-
plant. 

Der Staffellauf will 2018 
unübersehbare Zeichen ge-
gen Rüstungsexporte setzen, 
wir wollen die Menschen 
in Deutschland wach-
rütteln. Wie notwendig 
der Staffellauf mit poli-
tischen Statements und 
spektakulären Kulturak-
tionen ist, belegen die 
dramatischen Steigerun-
gen bei Rüstungsexporten, 
dokumentiert in den beiden 
Rüstungsexportberichten 
2016 und 2017 (Januar - April). 

Aktuell besteht der Träger-
kreis neben der DFG-VK und dem 
RIB e.V. aus der „Aktion Aufschrei 
– Stoppt den Waffenhandel!“, den 
Bundesverbänden von Attac und der  
IPPNW (Internationale Ärzte für die Ver-
hütung des Atomkrieges – Ärzte in so-
zialer Verantwortung e.V.), der Evange-
lischen Landeskirche in Baden und GPI 
(Gesellschaftspolitische Initiative Nor-
bert Vöhringer, Karlsruhe e.V.). Jüngst 
ist Ohne Rüstung Leben Mitglied gewor-
den. Zudem haben sich bereits weitere 
neue Partner angekündigt – der Staffell-
auf nimmt richtig gut Fahrt auf! 

Gefragt sind nun vor allem auch die 
Landesverbände und Ortsgruppen der 
DFG-VK, die an der Wegstrecke liegen. 
Über eure Mitarbeit und Unterstützung 
würden wir uns sehr freuen!

Termin-Tipp

-
te ganztätige Staffellauf-Konferenz im 
DGB-Haus, Wilhelm-Leuschner-Straße 
69–77 in Frankfurt am Main statt. Frie-
densfreund*innen, Kulturschaffende 
und Läufer*innen erhalten weitere In-

formationen     unter 
www.frieden-geht.de

Kontakt

Bitte wendet euch mit euren Fragen 
und Rückmeldungen an Roland Blach, 
DFG-VK-Bundesverband, Telefon 0177-
250 72 86, E-Mail: blach@dfg-vk.de

Jürgen Grässlin, Bundessprecher der 

DFG-VK, und Stephan Möhrle, Kampa-

gnenbeauftragter der DFG-VK für „Ak-

tion Aufschrei“, sind Mitglied im Trä-

gerkreis des Staffellaufes.

Frieden geht!

Von Jürgen Grässlin und Stephan Möhrle

formationen unter
www.frieden-geht.de

Antimilitarismus


